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Verpflichtende Öffnung ist ein Risiko 

Verantwortliche können Gruppenkalen-
der im Einklang mit dem Datenschutz 
einführen. Das setzt voraus, dass der 
Arbeitgeber den DSB sowie den Be-
triebs- bzw. Personalrat einbindet und 
sich an einige datenschutzrechtliche 
Spielregeln hält. 
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Der Gruppenkalender als 
Überwachungstool? 
Elektronische Gruppenkalender sind Unternehmensalltag und erleich-

tern die Zusammenarbeit. Das gilt umso mehr in Zeiten von Corona, wo 

Flexibilität und Mobilität gefragt sind. Doch wie sind sie zulässig? 

in Gruppenkalender oder die Freiga-

be des eigenen Kalenders für andere 
Kollegen erleichtern es, Informatio-

nen auszutauschen. Außerdem spart es 

Zeit, da sich die Mitarbeiter problemlos 

über Termine austauschen und koordinie-

ren können. Das optimiert den Ablauf. 

Aber: Überwachung möglich 

Die Kehrseite ist, dass jeder, der Zugriff 

hat, prüfen kann, ob der andere Kollege 

viele oder eher wenige Termine hat und 

ob er vielleicht über die Dauer oder An-

zahl seiner Termine schummelt. Damit 

lässt sich der einzelne Mitarbeitende über 

den Kalender überwachen. 

Ist es zudem möglich, die Inhalte der Ter-

mine einzusehen, steigen diese Risiken: 

Dann lässt sich zusätzlich kontrollieren, 

welche Termine die Kollegin oder der 

Kollege tatsächlich wahrgenommen hat 

und ob die Angaben im Kalender mit den 

Aussagen beispielsweise gegenüber dem 

Vorgesetzen übereinstimmen. 

Bestätigung durch Gericht 

Das Verwaltungsgericht (VG) Sigmaringen 

hat diese Auffassung —die übrigens die 

Gerichte bereits seit längerer Zeit vertre-

ten —jüngst bestätigt (siehe VG Sigmarin-

gen, Beschluss vom 28. Juli 2020, PL 1 1 K 

X795/18, https://ogy.de/urteil-kalender). 

Der Gruppenkalender sei zur Überwa-

chung von Mitarbeitern geeignet, da 

Vorgesetzte damit z.B. überprüfen kön-

nen, obder Beschäftigte stark oder wenig 

ausgelastet sei. Dieser Umstand könne im 

Rahmen einer Beurteilung des Mitarbei-

ters von Relevanz sein und damit letztlich 
in seine Beurteilung einfließen. Daraus ab-

geleitet entstehe für den einzelnen Mitar-

beiterein Überwachungsdruck. 

Mitbestimmungspflichtig! 

Daraus lässt sich eine Konsequenz ablei-

ten,die die Rechtsprechung ebenfalls seit 
mehreren Jahren vertritt: Die Einrichtung 

eines Gruppenkalenders unterliegt der 

Mitbestimmung des Betriebs- oder Perso-

nalrats. Bereits die objektive Eignung zur 
Überwachung reicht für die Mitbestim-

mungaus. Das gilt unabhängig davon, 

■ ob der Arbeitgeber die Daten des 
Gruppenkalenders nur zu organisatori-
schen Zwecken nutzen will, 

■ ob er tatsächlich die Mitarbeiter über-
wachtoder 

■ ob der Überwachungsdruck aufgrund 
der minimalen Eingriffsintensität nur 
gering ist. 

Verweigert der Verantwortliche die Mit-
bestimmung, können Betriebs- oder Per-
sonalratdie Nutzung bzw. Einführung des 
Gruppenkalenders blockieren. 

Freigabe durch DSB reicht nicht 

Interessant war an der Entscheidung des 
VG Sigmaringen zudem, dass der Daten-
schutzbeauftragte (DSB) des Verantwort-
lichen den Betrieb und Austausch von 
Daten über den Gruppenkalender als 
datenscf~utzrechtlich zulässig erachtet 
hatte. Das Gericht hat hier ausdrücklich 
darauf abgestellt, dass die Freigabe durch 
den DSB neben der Mitbestimmung des 
Betriebs- bzw. Personalrats steht und sie 
nicht ersetzen kann —ein Umstand, der 
zwar jedem Arbeitsrechtler geläufig ist, 
aber nichtjedem Geschäftsführer. 

Im Ergebnis: Beide fragen! 

Damit müssen Unternehmen bzw. Behör-
den zwei Dinge klären, bevor sie einen 
Gruppenkalender einführen: 
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■ Mit dem Betriebs- bzw. Personalrat 
muss der Arbeitgeber u.a. abstimmen, 
welche Daten er wie von wem für 
welchen Zweck und für welche Dauer 
verarbeiten darf bzw. ob und welche 
Leistungs- und Verhaltenskontrollen 
erfolgen dürfen. 

■ Mit dem DSB ist abzuklären, ob und wie 
die geplante Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten im Gruppenka-
lender datenschutzrechtlichzulässig ist. 

Was gilt datenschutzrechtlich? 

Setzt ein Unternehmen oder eine Be-
hörde einen Gruppenkalender ein, ver-
arbeitet es Daten von Mitarbeitenden 
zunächst intern. Als Rechtsgrundlage für 
den Umgang mit diesen Beschäftigten-
daten kommt Art. 88 Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) in Verbindung mit 
§ 26 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) in 
Betracht. Hier lässt sich argumentieren, 
dass ein Gruppenkalender erforderlich ist, 
um das Beschäftigungsverhältnis durch-
zuführen. Denn er ist ein Erfordernis, um 
den Betriebsablauf zu organisieren. 

Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung muss der Verantwortliche abwägen, 
ob der Überwachungsdruck, der davon 
ausgeht, den Gruppenkalender für an-
dere Mitarbeitende zu öffnen, bzw. ob 
die Möglichkeit der Kontrolle als so hoch 
einzustufen ist, dass er gegenüber den 
betrieblichen Erfordernissen bzw. Erleich-

terungen überwiegt. Dabei ist zu berück-
sichtigen, ob gleichwertige alternative 
Maßnahmen umsetzbar sind, wie z.6. täg-
liche Abstimmungen. 

Wer darf zugreifen? 

Wie hoch der Überwachungsdruck ist 
und ob der Gruppenkalender verhältnis-
mäßig ist, hängt auch davon ab, wer auf 
den Kalender zugreifen darf und wie der 
Verantwortliche den Grundsatz der Integ-
rität und Vertraulichkeit, den Art. 5 Abs. 1 
Buchst, f DGSVO fordert, umsetzt. 

Der Arbeitgeber sollte darauf achten, 
Zugriffsberechtigungen nur nach dem 
Need-to-know-Prinzip zu erteilen. Es 
empfiehlt sich, die gegenseitige Berechti-
gungzur Einsicht z.B. jeweils auf Kollegen 
solcher Bereiche zu beschränken, die zu-
sammenarbeiten, oder sogar nur auf ein-
zelne Kollegen oder Vorgesetzte. 

Was ist mit dem Inhalt? 

Wesentlich ist auch, welche Termine die 
Mitarbeitenden einstellen und ob alle 
deren Inhalt sehen. Während der Vertrieb 
vielleicht ein Interesse daran hat, zu wis-
sen, welche Kunden der andere Kollege 
trifft, wird das bei einer Rechtsabteilung, 
die mit vertraulichen Dingen umgeht, 
nicht der Fall sein. 

V 

Der Arbeitgeber sollte immer die Möglich-
keit bieten, die Termine ohne Inhalt (z.6. % 

ACHTUNG! 

Kritisch ist, wenn derArbeitgeber 
die Mitarbeitenden anweist, den 

Gruppenkalenderzu nutwn und Termine 
zwingend einzugeben. Das darf er nur, 
wenn er vorab den Betriebs- oder Per-
sonalrateingebunden hat. Können die 
Mitarbeitenden zudem nicht freiwillig 
entscheiden, wer auf ihren Kalender 
zugreifen darf, sollten Sie als D58 eine 
gut dokumentierte und strukturierte 
datenschutzrechtliche Verhältnismäl3ig-
keitsprüfungdurchführen. 

als Blocker oder maskiert) anzuzeigen. Das 
gilt erst recht, wenn die Mitarbeitenden 
auch privateTermine eintragen. Der Arbeit-
gebergibt Idealerweise vor, diese Termine 
nur ohne Inhalt einzugeben oder -wenn 
dies systemseitig möglich ist -sie zu 
maskieren bzw. zu blockieren. 

Zudem stellt sich gerade bei privaten Ter-
minen die Frage, ob das Beschäftigungs-
verhältnis diese Verarbeitung noch ab-
deckt -hier wird wohl eher Art. 6 Abs. 1 
Buchst, f DSGVO (berechtigtes Interesse) 
als Rechtsgrundlage heranzuziehen sein, 
nicht § 26 BDSG. 

Silvia C. Bauer ist Rechtsanwältin bei der 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
in Köln. 
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